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§ 5
Festlegung der Sorten und Stufen

(1) In den Lieferverträgen und Vermehrungsverträ­
gen sind die Sorten und Stufen des Pflanzgutes anzu­
geben. Die ersatzweise Lieferung von anderen als im 
Liefervertrag oder Vermehrungsvertrag angegebenen 
Sorten oder Stufen ist nur bei Vorliegen einer schrift­
lichen Vereinbarung zwischen den Vertragspartnern zu­
lässig.

(2) Zwischen den Vertragspartnern können in den 
Lieferverträgen über Pflanzkartoffeln zum Konsum­
anbau im Rahmen einer Verwendungsgruppe wahl­
weise mehrere Sorten und Stufen vereinbart werden. 
Dem Lieferer und dem Dritten ist es im Rahmen der 
vereinbarten Auswahlmöglichkeiten überlassen, welche 
Sorte oder Stufe er an seinen Vertragspartner in Er­
füllung seiner Lieferverpflichtungen liefert. Dieser ist 
verpflichtet, die ihm gelieferte Wahlsorte oder -stufe 
abzunehmen.

§ 6
V er sanddisposition

Der Besteller hat für alle Lieferungen Versanddis­
positionen zugleich beim Vertragsabschluß seinem Ver­
tragspartner schriftlich aufzugeben. Der Lieferer hat

__' dem Dritten die Versanddispositionen bis spätestens
10. August eines jeden Jahres für die Herbstlieferungen 
desselben und die Frühjahrslieferungen des nächsten 

у Jahres zum Konsumanbau und spätestens 5 Tage nach 
den im § 3 Abs. 1 Buchst, а für Lieferungen zum Ver­
mehrungsanbau festgelegten Terminen vorzulegen.

§ 7
Versandpflicht

(1) Bei Lieferungen innerhalb eines DSG-Bereiches 
ist der Lieferer und bei Lieferungen aus anderen DSG- 
Bereichen der Dritte verpflichtet, das Pflanzgut fracht­
frei Bestimmungsbahnhof auf Gefahr des Bestellers zu 
versenden.

(2) Wird nicht mit Transportmitteln der Deutschen 
Reichsbahn versandt oder erfolgt Selbstabholung, so 
gelten die Bestimmungen der Preisverordnung Nr. 197 
vom 15. Oktober 1951 — Verordnung über die Entgelte 
für die Beförderung von Kartoffeln mit Kraftfahrzeu­
gen — (GBl. S. 942) und der dazu erlassenen Ersten 
Durchführungsbestimmung vom 15. Oktober 1951 (GBl.
S. 943, Ber. S. 1038). Grundlage für die Berechnung der 
Transportkosten ist die Transportstrecke von dem für 
den Vermehrer zuständigen Versandbahnhof bis zum 
zuständigen Tarifbahnhof des Bestellers. Der Ver­
mehrer hat den auf die Fahrstrecke von seinem Betrieb 
bis zu dem für ihn zuständigen Versandbahnhof ent­
fallenden Transpcrtkostenanteil seinem Vertragspartner 
zu vergüten. Bei Selbstabholung erfolgt Weitervergü- 
tung an den Besteller. Ist die kürzeste Wegstrecke vom 
Vermehrer zum Besteller nicht größer als die kürzeste 
Wegstrecke vom Betrieb des Vermehrers bis zu dem 
für ihn zuständigen Versandbahnhof, so übernimmt der 
Vermehrer die gesamten Transportkosten. Bei Selbst­
abholung geht die Gefahr des zufälligen Unterganges 
und einer zufälligen Verschlechterung des Vertrags­
gegenstandes mit der Übergabe auf den Besteller über.

(3) Der Besteller trägt die Gefahr einer Verschlech­
te ung oder des Unterganges der Ware auf dem Trans­
portwege nur insoweit, als die Ursachen hierfür nicht 
bereits bei der Verladung oder bei der Selbstabholung 
vorhanden waren.

(4) Pflanzkartoffeln sind in geschlossenen Wagen zu 
versenden. Wird in offenen Wagen geliefert, so hat der 
Lieferer, bei Lieferungen über den Bereich eines DSG- 
Betriebes hinaus der Dritte, den auf die Verladung in 
solchen Wagen zurückzuführenden Schaden zu tragen, 
auch wenn die Transportgefahr nach Abs. 1 oder 2 
auf den Besteller übergegangen ist. Dieser Schaden 
ist im Empfargsgutachten gemäß § 14 Abs. 1 nachzu­
weisen.

§ 8
Mitteilungspflichten bei Lieferverzögerung

Stellt ein Vertragspartner fest, daß er trotz aller An­
strengungen seinen Verpflichtungen nicht oder nicht 
rechtzeitig nachkommen kann, so ist er verpflichtet, 
dies dem anderen Vertragspartner unverzüglich, jedoch 
spätestens vor Ablauf des gemäß § 4 vereinbarten Lie­
ferzeitraumes oder -termins unter Angabe des Grundes 
und der zur Beseitigung des Hindernisses ergriffenen 
Maßnahmen anzuzeigen. Handelt es sich um eine nicht 
rechtzeitige Lieferung, so ist der Termin, zu dem diese 
erfolgen wird, anzugeben.

§ 9
Masse der Lieferungen

(1) Die Masse (Gewicht) der Lieferung ist durch Fuhr­
werkswaage auf dem Versandbahnhof festzustellen und 
im Frachtbrief zu bestätigen. Ergibt sich auf dem Be­
stimmungsbahnhof durch Verwiegen des beladenen 
und entladenen Güterwagens oder durch Einzelverwie­
gen auf der Fuhrwerkswaage bei einer Transportdauer 
unter 48 Stunden eine Differenz bis einschließlich 1 % 
und bei einer Transportdauer über 48 Stunden eine 
Differenz bis einschließlich 2 % gegenüber der auf dem 
Versandbahnhcf durch Fuhrwerkswaage ermittelten 
Masse der Lieferung, so ist diese Differenz vom Bestel­
ler zu tragen. Die jeweils diese Prozentsätze überstei­
genden Differenzen sind bei Lieferungen innerhalb 
eines DSG-Bereiches vom Lieferer und vom Besteller, 
bei Lieferungen aus anderen DSG-Bereichen vom Drit­
ten und vom Besteller zu gleichen Teilen zu tragen. Der 
Besteller hat die Mitteilung über die Massendifferenz 
bei Lieferungen innerhalb eines DSG-Bereiches an den 
Lieferer und bei Lieferungen aus anderen DSG-Berei­
chen an den Lieferer und an den Dritten binnen 
24 Stunden nach Entgegennahme der Ware abzusenden. 
Innerhalb der gleichen Frist hat der Besteller die 
Wiegefahnen bei Lieferungen innerhalb eines DSG-Be­
reiches an den Lieferer und bei Lieferungen aus an­
deren DSG-Bereichen an den Dritten abzusenden. In 
Zweifelsfällen gilt als Tag der Absendung das Datum 
des Postaufgabestempels. Bei Nichteinhaltung einer der 
genannten Fristen trägt der Besteller die gesamte Mas­
sendifferenz.

(2) Ist ein Verwiegen durch Fuhrwerkswaage auf dem 
Versandbahnhof nicht möglich, so ist die Masse durch 
bahnamtliches Verwiegen des beladenen Güterwagens 
auf dem Versandbahnhof oder einem Unterwegsbahn­
hof festzustellen. Wird auf Antrag des Bestellers eine 
Leerverwiegung des auf dem Versandbahnhof oder 
einem Unterwegsbahnhof verwogenen Güterwagens 
durchgeführt, so ist eine auf dem Bestimmungsbahnhof 
sich ergebende Taramassendifferenz bis zu 2 % der an­
geschriebenen Eigenmasse des Güterwagens nicht zu 
berücksichtigen. Für die Anzeige der 2 % übersteigen­
den Taramassendifferenz und die Vorlage der Wiege­
fahnen gilt die im Abs. 1 getroffene Regelung. Diese 
Differenz hat der Vermehrer zu tragen. Bei Nichtein­
haltung einer der genannten Fristen trägt die 2 % über­
steigende Taramassendifferenz der Besteller.


